
Welche netzpolitischen Entschei-
dungen müssen heute gefällt wer-
den, damit wir morgen das Netz ha-
ben, das wir wirklich brauchen?
Sollen alle Daten gleichrangig im
Netz befördert werden? Und welche
Ansprüche haben welche Nutzer an
das Netz der Zukunft? Die 25. En-
quete-Kommission in der Geschichte
des Bundestages hat ihre Arbeit auf-
genommen. Eine Kontroverse hat
begonnen.

m die Weichen für die Netzzukunft stel-

len zu können, hat der Deutsche Bun-

destag am 4. März einstimmig die Einsetzung

einer Enquete-Kommission „Internet und di-

gitale Gesellschaft“ beschlossen.

Zwei ver.di-Hauptamtliche wurden als Sach-

verständige von den Fraktionen in die En-

quete-Kommission berufen: Lothar Schrö-

der, Leiter des Fachbereichs TK/IT, sowie

Annette Mühlberg, Ressort Bund, Länder

und Gemeinden.

Die 17 externen Sachverständigen der En-

quete-Kommission sollen gemeinsam und

gleichberechtigt mit 17 Abgeordneten das

ihnen übertragene Thema bearbeiten und

bis zum Sommer 2012 Handlungsempfeh-

lungen vorlegen.

Bericht auf den Seiten 4 und 5.

KOMM Netzkommunikation

Mobilfunk

Informationstechnologie

http://tk-it.verdi.de KOMM: Heft 8/9 2010

Unter dem Motto „Gerecht geht an-
ders“ rief ver.di im August alle Be-
triebsräte und ver.di-Mitglieder von
Post, Telekom, Postbank und Bundes-
netzagentur auf, an einer „Mittags-
pausenaktion“ in Bonn teilzunehmen.
Mit der Aktion wurde auf die soziale
Schieflage in Deutschland aufmerk-

sam gemacht. Die Zwei-Klassen-
Medizin, geplante Steuersenkungen
und ein gleichzeitiger Abbau des So-
zialstaates sowie die Durchsetzung
der Rente mit 67 und die Ablehnung
von Mindestlöhnen machten den
ver.di Protest notwendig, hieß es in
dem Aufruf zu der Aktion.

U

Fo
to

:M
EV

Fo
to

:J
ü

rg
en

Se
id

el

Inhalt
News
MTI-Fachtagung, Organisations-

wahlen, Termine Seite 2

Kommentar
Das Thema Netzneutralität ist

aufgerufen Seite 3

Morgen, übermorgen
Bits- und Bytes-Wüste Deutschland

Seite 3

Internet und digitale Gesellschaft
Welches Netz wollen wir?

Seiten 4/5

Telekom
Quo vadis strategische Ausrichtung?

Seite 6
T-Mobile USA
Zehn Jahre Kampf und kein Ende

Seite 7
News
Frauen in der IKT-Branche, Aufsichts-

ratswahlen T-Systems, Gender-

Veranstaltung Seite 8

Internet und digitale Gesellschaft

Welches Netz wollen wir?

Mittagspausenaktion

Gegen soziale Schieflage



Heidelberg: BeG.Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im Monat,

15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Str. 92.

Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lübeck. Treff

jed. 1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,

Raum V153.

Münster: BeG Sen. P/Pb/T: Infonachmittage am ersten

Montag des Monats um 15 Uhr im Casino der Telekom,

Dahlweg. 4. Okt. Diavortrag Reinhold Vehoff. Kontakt:

Roth: 0251-235381.

Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-Ge-

schäftsstelle, Hammer Landstr. 5, 3. Etage; Mo.: 4. Okt.,

10 bis 12 Uhr. Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-

bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon.,

14.30 Uhr, Gaststätte „Genossenschaftssaalbau“, Mat-

thäus-Hermann-Platz 2. Am 7. Okt. Referent vermutl.

zur Gesundheitsreform; ferner Anmelden zur Weih-

nachtsgala. Am 14. Oktober Weinfahrt, Abfahrt Lang-

wasser Süd um 10 Uhr.

Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digitalfotos am

2. Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Ambiente“-Vereinslokal

des PostSportVereins, Oldenburg, Alexanderstr. 488; Bas-

teln, Malen, Klönen, Skat am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr

in den Dragoner Stuben, Bundeswehrgelände, Olden-

burg, Ulmenstr.; Jakkolo alle 3 Wochen, Kegeln alle 4

Wochen, Auskunft Punke 0441-505137; Fahrten in

2010 Auskunft Lojowsky 0441-301069.

Ulm Neu-Ulm: BeG VE PT, 7. Oktober Monatstreff um

14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen.

Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10: Monatsvers.

immer am 1. Mittw. im Monat, 14 Uhr, Gaststätte Bräu-

stüberl. Am 6. Okt. Referat Senioren sicher im Straßen-

verkehr.

Werra-Meißner: BeG Sen. P/T, am 28. Okt., 14 Uhr, In-

foveranstaltung für FB 9/10 in der Gaststätte Rost, Nid-

dawitzhausen.

Redaktionsschluss nächstes Heft: 20. September 2010
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Am 30. November 2010 findet im Hotel Andor
Plaza in Hannover die MTI-Fachtagung „Tech-
nologie von Morgen – heute schon in der Prü-
fung! Chancen und Herausforderungen für
die Arbeitnehmervertretung“ statt.

nternet und neue Techniken stellen die Interessenver-

tretungen laufend vor neue Aufgaben. Der Wandel geht

immer schneller vonstatten, die Anforderungen werden

komplexer. Heute die Einführung neuer Programme, mor-

gen die Risiken von Überwachungssoftware, übermorgen

Verlagerung und Outsourcing von Arbeiten, die nicht mehr

betriebsgebunden sind. Das sind nur einige Beispiele, denen

sich die Arbeitnehmervertretungen konfrontiert sehen. Wer

sich auf den Wandel vorbereiten will, Techniktrends be-

wusst und kritisch hinterfragen will, Chancen nutzen und

die gewerkschaftliche Zusammenarbeit mitgestalten

möchte, der ist bei der Fachtagung genau richtig.

Organisation und Anmeldung ver.di-innotec:
http://www.verdi-innotec.de/termine.php3
Website MTI: https://mti.verdi.de

I

MTI-Fachtagung

Technologie von Morgen gestalten

Im Rahmen der Organisationswahlen finden im
Fachbereich 9 nachfolgende Landesbezirksfach-
bereichskonferenzen statt:

NORD: 4. bis 5. November 2010, Maritim Strandhotel,

Lübeck-Travemünde.

BADEN-WÜRTTEMBERG: 18. bis 19. November 2010,

Haus Wasserfall, Oppenau.

SACHSEN-ANHALT/THÜRINGEN: 24. bis 25. Novem-

ber 2010, RAMADA Hotel, Halle-Peißen.

NORDRHEIN-WESTFALEN: 1. bis 2. Dezember 2010,

Westfalenhalle, Dortmund.

BERLIN-BRANDENBURG: 14. bis 15. Dezember 2010,

Bundesverwaltung, Berlin.

NIEDERSACHSEN/BREMEN: 14. bis 15. Januar 2011,

ver.di-Bildungszentrum, Walsrode.

RHEINLAND-PFALZ/SAAR: 20. bis 21. Januar 2011,

Bildungszentrum Arbeitskammer, Kirkel.

HESSEN: 25. bis 26. Januar 2011, ver.di-Bildungszen-

trum Gladenbach.

BAYERN: 7. bis 9. Februar 2011, ver.di-Bildungszen-

trum, Brannenburg. Peter Praikow

Fachbereich TK/IT

Organisationswahlen

Tagesordnungspunkte:

1. Wahl der Mitglieder des Landesbezirksfachbereichsvorstands und deren Stellvertreter/-inen;
2. Wahl des/der Vorsitzenden und des/der stellvertretenden Vorsitzenden;
3. Wahl der Delegierten des Fachbereichs zur Landesbezirkskonferenz;
4. Wahl der Delegierten zur Bundesfachbereichskonferenz;
5. Nominierung der Vertreter/-innen des Fachbereichs im Landesbezirksvorstand;
6. Wahl der Delegierten zum Bundeskongress;
7. Entgegennahme der Berichte des Landesbezirksfachbereichsvorstands;
8. Entlastung des Landesbezirksfachbereichsvorstands;
9. Entscheidung über Anträge.
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Mit zunehmender Leidenschaft und Intensität
wird mit der Verbreitung des Internet-Proto-
kolls und neuer Dienste das Thema Netzneu-
tralität erörtert – weltweit.

n der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages

ist das Thema angekommen. Dort wird über eine Emp-

fehlung gebrütet, ob gesetzlicher Regelungsbedarf zur

Netzneutralität besteht. Es geht dabei insbesondere um die

Frage, ob die Provider alle Dienste zulassen und unbeob-

achtet auf dem Netz anbieten müssen. Nur der oberfläch-

liche Betrachter wird grenzenlose Freiheit anstatt defi-

nierte Freiräume fordern.

Spätestens nach der Privatisierung der Telekom hat der

Gesetzgeber klargemacht, dass über Telekommunikation

Geld verdient werden soll. Muss also Skype kostenfrei an-

geboten werden, selbst wenn damit das eigene Finan-

zierungsmodell zusammenbricht? Dürfen Youtubes und

Suchmaschinen die Netze mit breitbandigen Angeboten

derart verstopfen, dass Telefonie immer wackliger wird?

Müssen Netzbetreiber findigen Gebührenbetrügern für

den Missbrauch der Netze die Tür öffnen und kein Netz-

management praktizieren? Diese Fragen werden zu erör-

tern sein.

Netzneutralität kann am Ende nicht beliebig sein. Die Regu-

lierung des Netzes muss zwischen Netzen, Diensten und In-

halten unterscheiden. Und sie muss unterscheiden zwischen

der Differenzierung unterschiedlicher Diensteangebote und

der Diskriminierung unterschiedlicher Nutzer.

Die Entfaltung der Prinzipien der Netzneutralität setzt am

Ende aber immer eine Infrastruktur voraus. Die wiederum

braucht Finanzierungsgrundlagen. Deswegen wird Netz-

neutralität letztendlich dort Grenzen haben, wo die Finan-

zierungsmodelle der Betreiber unmöglich werden. Wahr-

scheinlich wird spätestens die Realisierung der Prinzipien der

Netzneutralität aber die Betreiber zu volumenabhängigen

Tarifierungsmodellen zwingen. Das Ende der herkömmli-

chen Flatrates könnte anbrechen.

Lothar Schröder

Das Thema Netzneutralität
ist aufgerufen

Eine bittere Vorstellung: Jahre nach der voll-
mundigen Ankündigung der Bundesregie-
rung, endlich eine Breitbandinitiative zu star-
ten, ist wenig passiert. Der Breitbandatlas für
Deutschland dokumentiert im Jahr 2020 noch
immer einen digitalen Flickenteppich.

on einer flächendeckenden Breitband-Infrastruktur

ist das Land 2020 weit entfernt. Die digitale Kluft ist

gewaltig gewachsen.

Nur die Menschen in den größeren Städten können aus ei-

nem vielfältigen Angebot ihre superbreitbandigen Anschlüsse

konfigurieren und bestimmen, ob nur ihr Telefon, oder auch

der TV-Empfang, Video auf Bestellung, Magazin- und Bü-

cherabos oder andere digitale Dienste gebucht werden.

Die strukturschwachen Gebiete sind 2020 endgültig ab-

gehängt. Junge Bewohner und viele Unternehmen sind

rechtzeitig in die Nähe von Ballungszentren gezogen. Viele

alte und arme Menschen sind notgedrungen auf dem

Land geblieben. Ihre Möglichkeiten, die Dinge des medi-

zinischen und persönlichen Bedarfs aus dem schmalban-

digen Internet zu beziehen, sind jedoch sehr begrenzt; die

Lebensqualität ist entsprechend schlecht.

Wie konnte es so weit kommen?

Die hehren Ziele der Breitbandinitiative der Bundesregie-

rung kamen nicht voran. Die Investitionen und die Be-

schäftigungswirkung durch einen flächendeckenden Breit-

bandausbau wären enorm gewesen; die Risiken für die

investierenden Netzbetreiber aber ebenfalls. Der Bund

hätte wichtige Impulse mit dem Bau von Leerrohren oder

Glasfaserstrecken setzen können. Hat er aber nicht. Mit ei-

ner wenig umsichtigen Netzneutralitätsdebatte und der da-

mit einhergehenden Gesetzgebung, wurden den Netzbe-

treibern die Möglichkeiten und Motivationen genommen,

ihre Infrastrukturen hochwertig auszubauen. So verloren

die Unternehmen endgültig jegliche Anreize in unattrak-

tive Gebiete zu investieren. Deutschland hat gegenüber

dem Ausland gewaltig verloren.

Christoph Heil

Negativer Trend

Bits- und Bytes-Wüste Deutschland
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u Beginn ihrer Arbeit lotete die Enquete-

Kommission „Internet und digitale Gesell-

schaft“ die von ihr vordringlich zu bearbeitenden

Themenfelder aus. Die potenziellen Themen um-

spannen ein Spektrum von Informations- und

Pressefreiheit über lebenslanges Lernen bis hin

zu Gesellschaft und Demokratie.

� Drei Themen

Um einen Einstieg zu schaffen, verständigten

sich die Kommissionsmitglieder auf drei Schwer-

punkte, die in den kommenden Monaten in drei

Projektgruppen intensiv erörtert werden sollen:

Datenschutz, Urheberrecht und Netzneutralität.

Alle drei Themen berühren nicht nur die Inte-

ressen von ver.di-Mitgliedern – auch und ge-

rade von solchen im TK- und IT-Sektor – in sehr

direkter Weise, sie sind auch Gegenstand kon-

troverser Debatten um die künftige „Netzpoli-

tik“ in Deutschland.

Beim Themenfeld Datenschutz geht es darum,

gesetzgeberische Konsequenzen aus den diver-

sen Bespitzelungs- und Überwachungsskandalen

der jüngeren Vergangenheit zu ziehen und die

Persönlichkeitsrechte von Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer endlich in einem modernen

Beschäftigtendatenschutzgesetz zu sichern.

Beim Urheberrecht geht es um einen vernünfti-

gen Ausgleich zwischen dem Recht auf freien

Zugang zu digital verfügbaren Informationen

und Kulturgütern auf der einen Seite und dem

Anspruch der Produzentinnen und Produzenten

dieser Inhalte auf autonome Dispositionen und

angemessene materielle und ideelle Honorie-

rung ihrer Leistungen auf der anderen Seite.

Beim Themenfeld Netzneutralität geht es um

entscheidende Weichenstellungen für die Tele-

kommunikationsbranche. Die Arbeitsplätze und

damit die Zukunft der Beschäftigten in der TK-

Branche stehen auf dem Spiel.

� Moderne IP-Basierte
Datennetze

In Kürze werden in Europa alle übermittelten In-

formationen über das Internet laufen – also auch

Telefonate! Die Umstellung auf IP-basierte Netze

kostet zwar jede Menge Geld, ermöglicht aber

den Netzbetreibern, ihre Netze leichter zu ver-

walten – oder neudeutsch, zu managen. Netz-

management bedeutet, Verkehrsmengen, Ver-

kehrsaufkommen, Verkehrsleitungen usw. aktiv

zu beeinflussen. Dies wird dadurch ermöglicht,

dass intelligente Netzeinrichtungen die Datenpa-

kete im Internet analysieren, kennzeichnen und

Internet und digitale Gesellschaft

Welches Netz wollen wir?
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Dem Auftrag des Parla-

ments zufolge soll die

Enquete-Kommission

„Internet und digitale

Gesellschaft“ eine Fülle

von Fragestellungen im

Kontext der Entwicklung

des Internets untersu-

chen. Sie soll „auf Basis

ihrer Untersuchungser-

gebnisse den staatlichen

Handlungsbedarf, natio-

nal und international, be-

nennen“ und „politische

Handlungsempfehlungen

erarbeiten.“ Diese sollen

auf die Verbesserung der

Rahmenbedingungen der

Informationsgesellschaft

in Deutschland abzielen.



NETZE KOMM 8/9 2010

5

entsprechend behandeln. Diese intelligenten Netz-

einrichtungen können also zwischen Datenpake-

ten unterscheiden, die von Telefonaten, Fernseh-

übertragungen, Dateitransfers oder Onlinespielen

erzeugt werden.

Die immer weiter fortschreitende Umstellung der

konventionellen Telefon-Infrastruktur auf moderne

IP-basierte Datennetze (Übermittlung über das In-

ternet), erweitert die technischen Möglichkeiten

der Netzbetreiber, die Verkehre auf den Netzen zu

verwalten und zu steuern.

Damit stellt sich die Frage wie neutral das Netz ei-

gentlich sein darf. Dürfen oder müssen Betreiber

gar entscheiden, welche Datenpakete Vorrang im

Netz bekommen? Oder sollte absolute Netzneu-

tralität herrschen und alle Daten, egal ob Telefonat

oder E-Mail, gleichberechtigt übermittelt werden?

� Netzneutralität spaltet
die Lager

In den USA ist die Diskussion zur Netzneutralität

seit Jahren voll entbrannt und wird erbittert ge-

führt. In Europa dringt das Thema erst langsam

in die öffentliche Wahrnehmung. In den Dis-

kussionen spalten sich die Lager in der Regel

zwischen Verbraucherschützer, Internetnutzer

und Internetunternehmer auf der einen Seite

und Netzbetreiber auf der anderen Seite.

Während die eine Seite der interessierten Öffent-

lichkeit befürchtet, dass die Netzbetreiber für die

unmittelbare oder schnelle Vermittlung der Daten

zusätzliche Entgelte verlangen werden, oder dass

die Durchleitung von Daten aus politischen Grün-

den diskriminiert werden könnte, argumentieren

die Netzbetreiber mit einem dringend erforderli-

chen Netzmanagement. Über ein intelligentes

Netzmanagement wollen die Netzbetreiber sicher

stellen, dass bei hohem Verkehrsaufkommen Te-

lefonate oder Fernsehsendungen störungsfrei

übertragen werden können. Die zeitunkritischen

Übertragungen von E-Mails oder Fotos oder der

etwas höhere Zeitbedarf beim Aufbau von Inter-

netseiten auf Grund von Umleitungen oder Zwi-

schenspeicherungen sei dagegen hinnehmbar.

Modernes Netzmanagement sei dringend nötig,

um überlastete Netze vor dem Kollabieren zu be-

wahren.

Die Netzbetreiber machen allerdings auch keinen

Hehl daraus, dass Kunden, die entsprechende

Qualitäten (zugesicherte schnelle Datenübertra-

gung zu entsprechenden Preisen etc.) kaufen,

vorrangig bedient werden müssen. Dieses Ge-

schäftsmodell lässt Verbraucherschützer argwöh-

nen, dass es auf absehbarer Zeit ein Internet der

ersten und zweiten Klasse geben könnte.

Auf der anderen Seite halten die Netzbetreiber

dagegen, in dem sie auf Internet-Giganten wie

Google, Amazon oder Ebay verweisen. Diese

Konzerne gründen ihre Erfolge auf die Bereit-

stellung und Verfügbarkeit einer leistungsfähigen

Netzinfrastruktur. Die Netzinfrastruktur ist ein

elementares Glied in der Wertschöpfungskette

der Internetfirmen. Internetkonzerne betreiben

riesige Serverparks, die enorme Datenverkehrs-

mengen generieren und verwalten. Die Ansprü-

che an Breitbandigkeit und Stabilität sind hoch.

Netzbetreiber argumentieren, es sei doch normal,

dass Kunden, die ein größeres Auto fahren oder

in der ersten Klasse reisen wollen oder eben

breitbandigere Netzzugänge bestellen, entspre-

chende Preise bezahlen müssen.

� Drei Anspruchsgruppen

Im Juni wurden die ersten Anhörungen zur Netz-

neutralität gestartet. ver.di hat im Rahmen ihrer

Arbeit für die Enquete-Kommission ein Positi-

onspapier mit Prinzipien zur Netzneutralität ent-

wickelt und eingereicht. Diese Prinzipien zielen

auf die Wahrung von drei Anspruchsgruppen.

Die erste Anspruchsgruppe ist unsere Gesell-

schaft. Der gesellschaftliche Anspruch definiert

sich aus einer bildungsbasierten Wirtschaftskul-

tur heraus. Dieser Anspruch verlangt nach einer

modernen, leistungsfähigen und sicheren Netz-

infrastruktur. Die Zugänge selbst müssen für Je-

den verfügbar sein. Die Konditionen für die Zu-

gänge zum Internet müssen transparent sein.

Bestimmte Mindestqualitäten müssen von den

Netzbetreibern gewährleistet und der Daten-

schutz sicher gestellt werden.

Die zweite Anspruchsgruppe ist die demokra-

tische Zivilgesellschaft. Sie basiert auf einer um-

fassenden Informations-, Meinungs- und Me-

dienfreiheit. Ein Prinzip der Netzneutralität

muss also lauten, dass diese Säulen der demo-

kratischen Zivilgesellschaft unberührt bleiben

müssen.

Die dritte Anspruchsgruppe rekrutiert sich aus

dem Kreis der Netzbetreiber. Sie müssen in die

Lage versetzt werden, die enormen Investitionen

in moderne Netzinfrastrukturen zu tätigen. Dazu

braucht es Geschäftsmodelle, die dies ermögli-

chen. Die Geschäftsmodelle beinhalten mögli-

cherweise auch Angebote zu qualitativ abge-

stuften Zugangstarifen.

ver.di befindet sich mit diesen Prinzipien der

Netzneutralität auf einem guten Weg und wird

diese in die anstehenden politischen Prozesse

einbringen.

Christoph Heil, Michael Schwemmle

� Was ist eine
Enquete-Kommission?

Der Bundestag bedient sich bei

komplexen Zukunftsfragen gerne

der Empfehlung von Enquete-

Kommissionen. Enquete-Kommis-

sionen sind quasi politische

Berater zu Themen wie Gentech-

nologie, demografischer Wandel

oder wie jetzt aktuell zu Rege-

lungsbedarfen rund um „Internet

und digitale Gesellschaft“.

Enquete-Kommissionen bestehen

aus Abgeordneten und externen

Sachverständigen. Die Mitglieder

werden nicht gewählt sondern

entsandt.

� Was ist
Netzneutralität?

Netzneutralität ist eine Bezeich-

nung für die neutrale Datenüber-

mittlung im Internet. Sie setzt vo-

raus, dass Netzbetreiber

Datenpakete von Absendern zu

den Empfängern oder zu den

nächsten Übergabepunkten unver-

ändert und gleichberechtigt über-

tragen, unabhängig davon, woher

diese stammen oder welche An-

wendungen die Pakete generiert

haben. Die unbedingte Forderung

nach Netzneutralität verlangt da-

mit also, dass alle vermittelten Da-

ten, egal ob Telefonate, Fernseh-

sendungen, Fotos, Internetseiten

oder E-Mails gleichberechtigt

übermittelt werden müssen.

� Nützliche Adressen:

Die Arbeit der Enquete-Kommis-

sion wird ausführlich im Netz do-

kumentiert. Teilweise werden die

Sitzungen des Gremiums live über-

tragen.

Link zur Enquete-Kommission:
http://www.bundestag.de/in-
ternetenquete

Link zum
ver.di-Fachbereich TK/IT:
http://www.verdi-tk-it.de
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Strategische Ausrichtung

Quo vadis Telekom?

Nach eineinhalb Jahren „one company“ ist es Zeit

Resümee zu ziehen und die Frage zu stellen, wo es

hingeht.

Fo
to

s:
M

EV
,T

el
ek

o
m

ehr als 40.000 Beschäftigte sind über

Unternehms- oder Betriebsgrenzen in

neue Strukturen und damit Tarifsysteme ver-

schoben worden. Monatelange Verhandlungen

um Tarifverträge und Betriebsstrukturen sowie

um die Transfers der Beschäftigten waren dieser

gewaltigen Organisationsmaßnahme durch

ver.di und den Betriebsräten vorgeschaltet.

Der Verhandlungsaufwand für die Beschäftigten

hat sich gelohnt. Alle Betroffenen sind an ihrem

neuen Arbeitsplatz angekommen, kein Be-

schäftigter hat materielle Nachteile erfahren.

Eine der größten Organisationsmaßnahmen der

Telekom ist fast geräuschlos verlaufen und sozi-

alpolitisch erfolgreich begleitet worden. Die Be-

triebsratswahlen mit ihrer hohen Wahlbeteili-

gung und dem überragenden Wahlerfolg für

ver.di haben dies bestätigt.

One company – nur der Anfang?

One Company firmiert allerdings auch unter

„one sales & services“ Deutschland.

Bei IT Deutschland droht eine massive Standort-

konzentration. Man strebt „eine Technik“

Deutschland im Festnetz und Mobilfunk an. Im

technischen Service wird weiterhin massiv an

der Reduzierung und Optimierung des Außen-

diensteinsatzes durch Ausweitung von soge-

nannter Remotetechnik gearbeitet, und nicht

zuletzt wird der Vertrieb insgesamt neu seg-

mentiert. Es finden Überlegungen statt, wie ins-

gesamt der komplexen Unternehmensorganisa-

tion eine der Konzernräson entsprechende

Führungs- und Steuerungslogik entgegen ge-

stellt werden kann.

Parallel verändert sich der Markt nach wie vor ra-

sant. Neben den zurück geholten Marktanteilen

sinken die Preise nach wie vor. Der Bedarf an

Breitband und Geschwindigkeit steigt unauf-

hörlich, Geld verdient wird aber zunehmend mit

differenzierten Produkten und Diensten. Hier ist

Innovation und Marktangang gefragt. Kurze Re-

aktionszeiten sind erforderlich. Wettbewerber

reflektieren genau diese Situation.

Was ist die Antwort? Die Kunden werden zu-

nehmend strukturell und regional differenzierte

Dienste und Produkte erwarten. Dies setzt Hand-

lungsfähigkeit und bedingte Entscheidungs-

kompetenz in der Fläche voraus, will die Telekom

weiterhin ihre Produkte aus einer Hand selbst

produzieren und am Markt verkaufen.

Die Struktur der T-Deutschland mit den Service-

gesellschaften scheint nach der Logik ausge-

richtet zu werden: „Tendenziell zentral geführt

und gesteuert und rein operativ dezentral aus-

gerichtet.“

Auf den mit dieser Logik verbundenen Rückzug

von werthaltigen Arbeitsplätzen aus der Fläche

einerseits und den dann quasi normierten Ent-

scheidungsläufen zur Einführung und Platzie-

rung von Diensten und Produkten am Markt

wird das Hauptaugenmerk von ver.di zu richten

sein. Kostengetriebene Zentralisierungsvorha-

ben sind abzulehnen, eine dem Markt entspre-

chende, den Beschäftigten gerecht werdende

und auch dem Wettbewerb adäquate Ausrich-

tung von „one sales & services“ gilt es zu finden.

Jürgen Richter
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Recht auf Gewerkschaften

Zehn Jahre Kampf
und kein Ende

Nach wie vor tobt bei T-Mobile

USA der Kampf um Arbeitnehmer-

und Gewerkschaftsrechte. Jetzt

erhöhen CWA und ver.di gemein-

sam den Druck.

ie in der amerikanischen Telekommunikationsbranche füh-

rende Gewerkschaft Communications Workers of America

(CWA) streitet mit der T-Mobile USA um die Rechte der Beschäftig-

ten. Als die Deutsche Telekom vor fast zehn Jahren Voicestream kau-

fen wollte, gab es in Amerika riesige Widerstände, dass ein deutsches

Unternehmen, das auch noch dem deutschen Staat gehört, in Ame-

rika in den Telekommunikationsmarktmarkt „einsteigt“.

Die CWA hat damals ihren gesamten Einfluss bei Wirtschaftsver-

bänden, den politischen Parteien, Senatoren und Kongressabge-

ordneten geltend gemacht, um den Deal für die Telekom zu er-

möglichen. Die CWA glaubte, dass die Telekom diese

Unterstützung honorieren würde und hoffte, die Telekom sei ein

verlässlicher Verhandlungs- und Sozialpartner, mit dem sich vor-

bildliche Regelungen für die amerikanischen „Telekomer“ verein-

baren ließen.

Die Telekom hatte den Ruf, ein sozial eingestellter Arbeitgeber zu sein,

der in Deutschland mit der damaligen Deutschen Postgewerkschaft

gute und verlässliche Regelungen für die Beschäftigten vereinbarte.

Doch davon ist wenig übrig geblieben. Im Gegenteil, als die CWA

versuchte erste Kontakte zu den Beschäftigten zu knüpfen, zog das

Unternehmen alle Register, dies zu verhindern. Selbst den Einsatz

von Union Bustern, Firmen die für viel Geld angeheuert werden, um

Gewerkschaften abzuwehren, nutzten die amerikanischen T-Mobile-

Manager, um sich die CWA „vom Hals“ zu halten.

Eine Kampagne von CWA und ver.di, Fachbereich TK/IT, erhöht den

Druck auf die Telekom und das amerikanische Management, um die

antigewerkschaftliche Haltung zu brechen.

Ado Wilhelm
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er Unternehmenswahlvorstand hat mit

Veröffentlichung vom 2. Juli 2010 den

Terminplan für die Durchführung der Wahl be-

kannt gegeben. Danach soll die Wahl des Auf-

sichtsrats am 16. Dezember 2010 nach Maß-

gabe der zweiten Wahlordnung des

Mitbestimmungsgesetzes und in Form einer

Delegiertenversammlung stattfinden. Wahlbe-

rechtigt sind alle Beschäftigten der TSI-Mut-

tergesellschaft. Das sind zirka 21.000 Kolle-

ginnen und Kollegen.

Die ver.di-Landesbezirksfachbereiche TK/IT wur-

den gebeten Kandidatenvorschläge bis August

bei der zuständigen Bundesfachgruppe IT/DV

einzureichen. Der Bundesfachgruppenvorstand

erarbeitet hieraus eine Empfehlung für die im

September in Fulda stattfindende ver.di-Nomi-

nierungsversammlung. Die Delegierten dieser

Versammlung werden die Vorschläge diskutie-

ren, bewerten und darüber abstimmen, wer als

Kandidatin oder Kandidat für die Wahl des Auf-

sichtsrates nominiert werden soll.

Christoph Heil

Tagung
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T-Systems

Aufsichtsratswahlen im
Dezember
Im Dezember finden die Aufsichtsratswahlen bei T-Systems International statt.

Themen der Umfrage waren Chancen-

gleichheit und Gleichbehandlung am Ar-

beitsplatz sowie die Vereinbarkeit von Arbeit

und Familie bzw. sozialem Umfeld. Insbeson-

dere eine funktionierende Kinderbetreuung, um

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ge-

währleisten, ist bei über 50 Prozent der Befrag-

ten nicht sichergestellt. Dazu passt, dass nur 15

Prozent aller Arbeitgeber Kinderbetreuung an-

bieten.

Abgefragt wurden außerdem Erwartungen an die

Gewerkschaft ver.di. Als Kernforderungen der Teil-

nehmerinnen konnten hier gewerkschaftliches

Engagement für gerechte Entlohnung, gleiche

Aufstiegschancen und die Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf identifiziert werden.

Das Gefälle zwischen den Geschlechtern zeigt

sich auch massiv bei den Ergebnissen von Ver-

handlungen mit dem Arbeitgeber – 47 Prozent

aller Befragten gehen davon aus, dass ihre Re-

sultate schlechter sind als diejenigen ihrer männ-

lichen Kollegen. Der Fachbereich TK/IT hat da-

rauf bereits reagiert und ein spezielles Training

entwickelt, das Frauen auf Verhandlungen mit

dem Arbeitgeber beispielsweise über Zielverein-

barungen und Gehalt vorbereiten soll.

Die Trainings werden ab Herbst angeboten.

Die Termine und eine ausführliche Auswer-

tung der Online-Umfrage werden in Kürze auf

der Website www.ich-bin-mehr-wert.de ver-

öffentlicht.

Astrid Schmidt, Sibylle Spoo

Arbeitsbedingungen
von Frauen in der IT- und TK-Branche

Gleiche Arbeit –
ungleiche Wertschätzung
Die Ergebnisse der Online-Umfrage, die vom Frauenvorstand des Bundesfach-
bereichs TK/IT und der Initiative ICH BIN MEHR WERT vom 8. März bis zum
1. Mai 2010 zur Situation von Frauen in der IT- und TK-Branche durchgeführt
wurde, zeigten: Auch 2010 ist von gleicher Wertschätzung für die gleiche
Arbeit keine Rede.

T

Innovation
Gute Arbeit
Gender…
… drei Begriffe, hinter de-
nen sich zum Teil äußerst
kontroverse Debatten ver-
bergen.

Auf der Fachtagung am 23. No-

vember in der ver.di-Bundesverwal-

tung in Berlin sollen diese drei

wichtigen, aber häufig nicht ge-

meinsam geführten Debatten zu-

sammen geführt werden. Ziel ist

es, Einfluss auf die aktuellen Ent-

wicklungen zu nehmen.

Anmeldung bis zum 26. Oktober.

Die Kosten für die Tagung und Ver-

pflegung übernehmen die Veran-

stalter. Reise- und Übernachtungs-

kosten müssen selbst getragen

werden.

Ein Blick ins Programm: Geschlech-

tersprache der Produkte; Innova-

tion durch Vielfalt – Warum die

Frauenquote ein konsequenter

Schritt ist; gleichberechtigte Teil-

habe von Frauen und Männern im

Arbeitsleben; gute Arbeitsqualität

für Frauen durch branchenorien-

tierte Chancengleichheitspolitik –

Ein ver.di Projekt im Rahmen der

Bundesinitiative Gleichstellen und

weitere Themen.

Informationen und Anmeldung:

http://www.verdi-
innotec.de/termine.php3
Telefon: 069/2 56 24 89-0.
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